
Fälle, in benen jolch nationalwertvoller Kunſkbefis aus Baden. 
ins, Auland verbracht worden wäre, find nicht bekännt ge» 
worden. 
Den aus ‚der. finanziellen Notlage der Körperſchaften des 

öffentlichen Nechts und der Aufhebung der Fideikommiſſe ent- 
ſpringenden Gefahren für den Kunjtbeſtand des Landes ſucht 
die weitere Reichsverordnung über den Shug 
von Denkmalen und Kunſtwerken vom 8. Mai 
1920 dadurch zu begegnen, daß ſie — ohne Beſchränkung auf 
bejonbers Tatalogifierte Gegenſtände = für die Veräußerung 
oder weſentliche , Veränderung von beweglichen Gegenſtänden 
mit Kunſt» oder Altertumswert im Beſis von öffentlichen 
Körperſchaften oder Familienfideikommiſſen Genehmigung der 
Landesbehörde erfordert. Mit dieſen beiden Verordnungen iſt 
ver bei weitem größte und wertvollſte Teil des deutſchen 
Kunſtbeſikes geſichert, 4 [] 

- "Nach Maßgabe der beſtehenden Geſehgebung bleibt aunächft 
nur noh der private Kunſtbeſik ungejhüßt, ſoweit er nicht 
ausnahmsweife als nationalwertvoll anerkannt iſt. Bezüglich 
Dieſes ſog. privaten Kunſt-Mittelguts liegen die Verhältniſſe 
nicht derart, daß zu einem generellen Veräußerungsverbot, 
gegen das natürlich in mehr als einer Hinſicht die ſchwerſten 
Bedenken beſtehen, gegriffen werden müßte. Es käme höchſtens 
die Erlaſſung eines Ausfuhrverbotes mit Genehmigungsvor- 
behalt im Einzelfall auf Grund der Reigsnerordnung 
Über die Nußenhandelstontrolle vom 20, De» 
kember 1919 im Frage. Hierwegen iſt im Einvernehmen 
mit den Sandesregierungen das Neicsminifterium des In» 
nern mit Vorarbeiten zur Zeit befaßt. Auf Anfrage des Uns 
terrichtsminiſteriums über ben Stand der Sache hat ſich das 
Reichsminiſtertum des Innern unterm 21. Jult d. I. dahin 
geäußert, daß die Frage mit Rückſicht auf neuaufgetauchte Des 
denken ſchwerwiegender Art im Anſchluß an die im Septem- 
ber d, 3, ſtattfindende Tagung für Denkmalspflege mit den 
Vertretern der Länder erneut beſprochen werden ſolle, 
- Da fich die Aufläufe von Kunſtgegenſtänden zu Ausfuhr» 
iweten in lehter Zeit — wie aus allen Teilen Deutſchlands 
berichtet wird — im Zuſammenhang mit dem Steigen der 
Baluta unſtreitig erheblich gemindert haben, empfiehlt es. fich, 
unter Vermeidung einſeitigen Vorgehens in einer alle Länder 
gleihmäßig berührenden Frage zunächſt das Ergebnis der 
Sepiemberbeſprechungen abzuwarten; - eh Bat 

Sodanmt erhält zur Stellung einer Kürzen Aufrage 
ber Abgg. Odenwald und Gen., die Siebelungs- und. Land» 
bank, hier vas Hagenſchießunternehmen betr,, das Wort 

Aba. Ovenwalb (©. Dem. Ks 
Hat bie Regierung angeſichts. der bisherigen Ergebniſſe der. 

Unterſuchung der Verhältniſſe bei der Stede lung und 
Landban?k dafür geſorgt, daß im Hagenſchieß weitere Auf- 
wendungen für Unternehmungen, bie nicht unbedingt. nota 
wendig find, zur Abwendung von Schaden, unterbleiben. und 
daß überzählige Beamte und Arbeiter vorläufig anderweitig 
Untergebracht werden? GUN H De 

Liegt der Verbadit firafbarer Handlungen vor und ift. 
Bejahenbenfads das Erforderliche veranlaßt worden? 

Bur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſterialbirektot Dr. Fu < 3% k 
- Der Aufſichtörat der Siedelungs- und Landbank Hat bereits 
Reit einiger Zeit die Einftellung aller jener Arbeiten des Ha- 
genſchießunternehmens angeordnet, deren Birtſchaftlich   

nicht völlig fſiherſtans, Jnsbeſondere betrifft bas bie Mix 
beiten, die mit ber beabſichtigten Anlage eines Vollbahn«- 
anſchluüſſes zum Bahnhof Niefern zuſammenhängen, } 

Durch dieſe Velriebseinfehräntungen find naturgemäß Ars 
beiter und Angeſtellte entbehrlich geworden, Soweit badiſche 
Arbeiter, insbefondere aus den Gemeinden Pforzheim, 
Eutingen und Niefern in Frage kommen, konnten dieſe nach 
kurzem Urlaub zu einem erheblichen Teil wieder beſchäftigt 
werden. Verheiratete Leute wurden dabei bevorzugt, 

Die Arbeitsämter find bemüht, für die entlaſſenen Arbeiter 
Arbeitzſtellen zu beſchaffen, was angeſichts der Sto>ungen 
in der Induſtrie allerdings nicht leicht iſt, 
Was endlich den lezten Punkt der kurzen Anfrage bes 

trifft, fo muß feſtgeſtellt werden, daß nach dem Ergebnis der 
bisherigen Unterſuchung ber Verdacht ſtrafbarer Handlungen, 
die Her Leitung zur Laſt gelegt werden könnten, nicht bor« 
liegt. Fr 

Schließtich erhat azur Steitung ertter Kurzen Arts 
frage des Abg. Henrich, ven Übergang der Gemeindewege aus 
der Kreisverwaltung in die Gemeindeverwaltung beir,, das 
Wort a { E N 

Abg. Henrich (Bentr.)n 
' Die Sreiserfammlung des Kreiſes Mosbach faßte in rer 
Sißung vom 24. Juni den Beſchluß, die Gemeindeſtraßen, 
welche bisher vom Kreis verwaltet wurden, den betreffenden 
Gemeinden zur Inſtandhaltung wieder zuzuweiſen, 

Durch dieſes Vorgehen können 120-140 Straßenwärter, dis 
teils 20--40 Jahre in dieſem Dienſt ſtanden, brotlos werden. 

Was gedenkt die Regierung zu tunz 
' a) die Erhaltung und Unterhaltung ber betreffenden Stra 

ßen in bisher gutem und georbnetem Zuſtand ſichex au 
ſtellenz PENIG 

' pv) um zu verhinbern, daß bie für die betreffenben Straßen 
bisher vom Kreis angeſtellt und beſchäftigt geweſenen 
Straßenwärter nicht brotlog werden, 

Bur Beantwortung erhält das Wort 

Miniſkexialdirektor Dr, FuHhB82 

Nachdem in der außerorbentlichen Kreisverſammlung - des 
Nreiſes Mosbach am 24. Juni 1920 dem Antrage des Kreis 
"ausſchuſſes entſprechend und zwar einſtimmig beſchloſſen wov« 
den iſt, daß die Gemeindewege auf 1, Oktober d, S. aus der 
Unterhaltung des Kreiſes ausſcheiden, haben künftighin nach 
8 5 der Vollaugöverordnung zum Straßengeſetz die Gemeinde« 
zäte der Gemeinden des Kreiſes ſelbſt dafür zu ſorgen, daß 
die nach dem Straßengeſeß den Gemeinden obliegende Pflicht, 
die Gemeindewege innerhalb der Gemarkung den Bedürfniſ« 
fen entſprechend zu unterhalten jowie das erforderliche Rer- 
ſonal anzuſtellen, erfüllt wird, 

Die Annahme, daß mit dem Ausſcheiden der Wege aus ber 
Kreisverwaltung die Aufficht der ſtaatlichen, insbeſondere bey 
techniſchen Behörden aufhöre, war nicht zutreffend; denn nach 
ß 7 der Wollgugsberorbnung zum Straßengeſeß führen die 
Bezixksämter mit Unterſtühung der Bezirköräte und im Be« 
nehmen mit dex techniſchen Staatsbehörde die Aufſicht 
hatüber, daß die Gemeindebehörden den vorhin bezeichneten 
Obliegenheiten in genügender Weiſe nachkommen und nach 
8 6 Abſaß 2 der Vollzugsverordnung zum Straßengefeß wera 
den für die wichtigeren Gemeindewege durch die techniſche 
Staalsbehörde, d, h. dur< die Waſſer- und Straßenbauinſpek« 

iu li Boranſchläge über die Unterhaktungsarbeiten   

3085 62. öffentliche Stkung am Mittwoch, den 4, Augitft 1920, 8986 

und deren mutmaßlichem Aufwand gefertigt. Es beſteht das 
her nad) den geltenden Beſtimmungen die Möglichkeit, dafür 

au ſorgen, daß die bisher von der Krei8verwaltung unterhal- 
tenen Gemeindewege auch weiterhin in orbnungsmäßigen Zu- 

ſtand unterhalten und erhalten werden, 

Die Begirksämker und Waſſer- und Straßenbauinſpektionen 
des Kreiſes Mosbach find entſprechend angewieſen. 

Was die Frage ber Weiterbeſ<äftigung ver Bisher 
vom Kreis für die Inſtandhaltung der Wege angeſtellt ge- 

waltung in einem Rundſchreibeu die Gemeinden aufgefordert, 
die ſeitherigen Wärter, die ihren Dienſt fleißig und willig 
beſorgt haben, beizubehalten, und e3 darf angenommen wer- 
ven, daß die Gemeinden nicht ohne triftige Gründe die bes 
fichende Arbeitslofigkeit durch Nichtübernahme der Wärter 

vermehren. Die Bezirk3ämter des Kreiſes ſind angewieſen 
worden, auch ihrerſeits in dieſem Sinne auf die beteiligten 
Gemeinden einzuwirken. 

Zur Geſhäftsorbnung erhält das Wort 

Abg. Marum (Sog): 
I< mö den Antrag ſtellen, hinſichtlich der beiden 

Veſehentwürfe = einmal hinſichtlich deſſen auf Brudf. 142: 
Entwurf eines Geſees über die Abänderung des Gefehes 
vom 2. April 1919, den Geſchäftskreis der Miniſterien betr., 
jodann hinſichtlich deſſen auf Drudf. 148: Entwurf eines Ges 
jeßes über den Ruhegehalt und die Hinterbliebenenverſorgung 
des Staatspräſidenten Geiß = von der Friſt des 8 49 der 
Verfaſſung bezügl. der 2. Leſung abzuſehen und die beiden 
Geſeße gemäß 8 23 Einferer Verfaſſung für dringend zu er- 
klären. 

Weiter geht mein Antrag dahin, die 2. Leſung ber Geſeh- 
entwürfe alsbald vorzunehmen. < 

Die Anträge des Abg. Marum finden keinen Widerſpruch 
und werden vom Präſidenten für angenommen erklärt. 

Im Anſchluß hieran wird übergegangen zur Zweiten Leſung 
des Entwurfs eines Geſehes über vie Abänderung bes Ges 

ſetzes vom 2, April 1919, den -Geſchäftskreis der Miniſterien 
bett, (Drudf, Nr. 142), 

Zur Begründung wird das. Wort nicht begehrt. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet. 

Es meldet ſich niemand zum Wort, 

Die allgemeine Beratung wird geſchloſſen. 

In ber Einzelberatung, in welcher der Rräfibent 
wcrſchrift ſowie Artikel I und II des Gejekeniwurfs auf» 
zuſt, wird das Wort nicht begehrt. 

Die Einzelberatung wird geſchloſſen. 

In der hierauf erfolgten Abſtimmung wird der Geſeh« 
entwurf angenommen. 

In der Zweiten Leſung des Entwurfs eines Geſees über den 
nuhegehalt und bie Hinterbliebenenverſorgung des Staats- 
yröſidenten Geiß (Druckſ, Nr. 148) wird zur Begründung 
das Wort nicht begehrt. 

Die allgemeine Beratung wird eröffnet, 
Es meldet ſich niemand zum Wort. 

Die allgemeine Beratung wird geſchloßen, 

Iv der Einzelberatung, in welcher. der Präſident 
Uhr 1%brift und Einleitung fowie Artikel 1 und TI des Geſeh- . 
entwarfs aufruft, wird das Wort nicht begehrt.   

Die Einzelberatung wird geſchloſſen. ' p 

In der hierauf erfolgten Abſtimmung wird der Geſeſß- 
entwurf angenommen, 

Der Präſident gibt ſodann bekannt, daß der Are 
trag der Abag. Schöpfle und Gen. (Drudf, Nr. 88), Über- 
laſſung der Häute von Schlachtvieh an die Tierhalter betr., 
ſeitens der Antragſteller zurü>gezogen iſt. 

Sodann wird auf Vorſchlag des Präſidenten im Ein. 
fenen MWegewärter anbetrifft, fo Bat Icon bie. Areiäbers j verſtändnis des Hauſes übergegangen zur Wahl des Staatz3- weſenen We( 7 

präſidenten und feines Stellvertreters, 

Auf Antrag des Abg. D. Mayer-Karlsruhe (D.-Natl, Vp.) 
wird die Wahl durch Stimmzettel in geheimer Abſtimmung vor- 

genommen und zwar wird für beide auf einem Stimmzettel 
Gewählt. : 

E3 werden 75 Wahlzettel abgegeben. 

Davon entfallen auf den Juſtizminiſter Tx unk als Staats 

präſidenten 67 Stimmen und auf den Miniſter des Innern 
Remmele als Stellvertreter des Staatzpräſidenten ebenfalls 
67 Stimmen. 28 

6 Zettel find unbefchrieben. 

Mit einer Stimme wird als Staalspräſident Abg. Karl 
vorgeſchlagen. 2 

Eine Stimme wird nur für den Miniſter des Innern Rem- 
mele als Stellvertreter abgegeben, ohne den Staatöpräſiden» 
ten zu benennen. ? ; 

Der Präſident ſtellt auf Grund des Wahlergebniſſes 
feſt, daß zum Staatspräſident Juſtizminiſter Tr unk und zu 
ſeinem Stellvertreter Miniſter des Innern Remmele ge 
wählt ſind. a ER ne | 

Im Anſ<luß an die Wahl erhalten das Wort 

Zuſtizminiſter Tr unk; 

Die Frage des. Herrn, Präſi d emton.. fordert: von.miz:. 
Antwort. I will die Antwort geben in den kurzen Worten: 
In Gottes Namen Ja! (Beifall). Als Begründung dazu 
will ich folgendes ſagen, ch weiß, daß die drei koalierten 
Parteien auch für die weitere Arbeit zuſammen bleiben 
müſſen, um durc gemeinſames Arbeiten, durch entſchloſſene 
Tat das zerſhundene und gertretene Volk und Land wieder 
geordneten, beruhigten Verhältniſſen entgegenzuführen; ich 
weiß, daß gerade die Monate, in denen wir ſtehen, und die 
Monate, denen wir entgegen gehen, beſonders ſchwierig ſein 

) werden. Wirtſchaftlich werden die bedrohlichſten Verhälte 
niſſe uns gegenübertreten, finanziell iſt die Lage Überaus ger 
ſpannt. Weithin im Volke will man aber den Ernſt der 
Lage nod nicht erſehen, Man will nicht glauben, .daß aucß 
beim badiſchen Volk, wie im großen deutſchen Reich, es jeht 
nicht Zeit iſt, kleinliche Parteikämpfe unter ſich auszutragen, 
daß es nicht möglich iſt, parteipolitiſchen Interxeſſon und Ideen 
mit Temperament nachzujagen, ſondern daß die Zeit, die 
Schwere der Tage, Eniſagung fordert bon jedem einzelten, 
Opferbereitſhaft von dem Einzelnen und Entſagung und 
Opferbereitſhaft von den Parteien, und daß nur helfen kann 
die Überzeugung, daß gemeinſames gutes Einvernehmen, gen 
genfeitige Verträglichkeit, Einſicht in Ste Lage und in die 
Schwierigkeit ber Verhältniſſe ung vorwärts bringen können, 
daß wir arbeiten. müſſen, arbeiten, wie ein. verarmtes Volk 
eben zu arbeiten gezwungen iſt, daß wir ſparen müſſen, daß , 
wir, zum. einfachen ‚eben durchaus. entſchloſſen. ſein..müſſen,. 
und daß für ungs nicht» Zeit-ift,-daran zu.-denken, daß etwa... 
all unſere Wünſche in wirtſchaftlichem, politiſchem und füs  


